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Klausurenkurs für Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare 

in Rheinland-Pfalz 
 

 
Klausur vom 15.03.2024 (ZR) 

 
 

Name: _______________________________ 
 
Stammdienststelle der Bearbeiterin/des Bearbeiters: _________________________ 
 

(Bitte ausfüllen und dieses Blatt mit der Klausur und einem Rückumschlag  
an das zuständige Landgericht schicken) 

 

 
Allgemeine Hinweise: 

 Sie erreichen den höchsten Übungseffekt, wenn Sie die Klausuren möglichst 

unter Examensbedingungen schreiben! Halten Sie sich also im eigenen 

Interesse an die Bearbeitungszeit von 5 Stunden und verwenden Sie nur die in 

Ihrem Examenstermin zulässigen Hilfsmittel. Die Klausur ist zum angegebenen 

Bearbeitungszeitpunkt mit den aktuellen Gesetzen zu bearbeiten. 

 Beachten Sie bitte: Eine Korrektur Ihrer Klausur ist nur möglich, wenn 

 Ihre Bearbeitung binnen elf Tagen ab Freischaltung beim zuständigen 

Landgericht eingeht (Ausschlussfrist) 

 Ihre (handschriftliche) Klausur gut lesbar ist 

 Sie der Klausur einen adressierten und (ausreichend) frankierten 

Rückumschlag beigefügt haben 

 Ihre Klausur – computer- oder handgeschrieben – über einen Korrekturrand 

von 1/3 der Seite verfügt. 

 Es wird keine Besprechung der Klausur angeboten! 

 Soweit die Klausur in einem anderen Bundesland spielt, setzt die Bearbeitung 

keine spezifischen landesrechtlichen Kenntnisse voraus. Soweit Rechtsnormen 

eines anderen Bundeslandes relevant werden, sind diese am Ende des 

Sachverhaltes abgedruckt. 

 Eine ggfs. erforderliche elektronische Einreichung von Dokumenten ist bei der 

Bearbeitung außer Betracht zu lassen. 
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Dr. Böller & Partner 
Rechtsanwälte 

 

 
Rechtsanwälte Dr. Böller & Partner, Große Bleiche 25, 55116 Mainz 

 
Landgericht Mainz 
Diether-von-Isenburg-Straße 
55116 Mainz 
 
 
 
 
 
20.12.2011 
 
 
 
 

K l  a g e 
 

der Katharina Meisner, Wallstraße 19, 55122 Mainz 
- Klägerin - 

 
Prozessbevollmächtigte:  Rechtsanwälte Dr. Böller & Partner, Große Bleiche 25, 

55116 Mainz 

gegen 

Christian Rösler, Löhrstraße 9, 56068 Koblenz 

- Beklagter - 
 
Prozessbevollmächtigter:  Rechtsanwalt Franz Ackermann, Löhrstraße 70, 56068 

Koblenz 
 

wegen: Unzulässigkeit der Zwangsvollstreckung 
 
Namens und in Vollmacht der Klägerin erheben wir Klage und beantragen: 
 
1.  Die Zwangsvollstreckung aus der notariellen Urkunde des Notars 

Dr. Wilhelm Wacker, Koblenz, vom 23.07.2007 wird für unzulässig erklärt. 
 
2. Die Zwangsvollstreckung aus der vom Notar Dr. Wilhelm Wacker, Koblenz, 

am 30.07.2010 erteilten vollstreckbaren Ausfertigung zu der notariellen 
Urkunde des Notars Dr. Wilhelm Wacker, Koblenz, vom 23.07.2007 wird für 
unzulässig erklärt. 

 
3.  Der Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits. 
 

Dr .  Max  Böl le r  
Rechtsanwalt 
 

Fr i t z  Jansen  
Rechtsanwalt 
Fachanwalt für Arbeitsrecht 
 

Ani t a  Böl le r  
Rechtsanwältin 
Fachanwältin für Familienrecht 
 

Große Bleiche 25  
55116 Mainz 
Tel: 06131 / 123 456 
Fax: 06131 / 123 457 
E-Mail: kanzlei@rae-boeller.com 
 

Bankverbindung: 
Deutsche Bank Mainz 
BLZ:  455 544 45 
Kto.nr.:  123 456 78 

mailto:kanzlei@rae-boeller.com
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Für den Fall des Vorliegens der gesetzlichen Voraussetzungen beantragen wir den 
Erlass eines Versäumnisurteils bzw. den Erlass eines Anerkenntnisurteils. 
 
 

Begründung: 
 

Der Beklagte betreibt aus der notariellen Urkunde des Notars Dr. Wacker, Koblenz, 

vom 23.07.2007 gegenüber der Klägerin die Zwangsvollstreckung. 

 

Beweis: Notarielle Urkunde vom 23.07.2007 (Anlage K1) 

 

In dieser Urkunde erkannte die Klägerin – vertreten durch ihren Ehemann, den Zeugen 

Meisner – gegenüber der Ehefrau des Beklagten, Frau Gisela Rösler, an, dieser 

10.000,00 € zu schulden und unterwarf sich wegen dieser fälligen 

Zahlungsverpflichtung der sofortigen Zwangsvollstreckung. 

Hintergrund ist, dass Frau Rösler der Klägerin mit schriftlichem Vertrag vom 

06.06.2007 ein Darlehen über 10.000,00 € gewährt hatte, da sich diese sowie ihr 

Ehemann damals aufgrund einer missglückten Anlage in finanziellen Schwierigkeiten 

befanden. In dem Darlehensvertrag hatte sich die Klägerin auch verpflichtet, ein 

notarielles Schuldanerkenntnis über die Forderung abzugeben und sich diesbezüglich 

der sofortigen Zwangsvollstreckung zu unterwerfen. Dies alles dürfte unstreitig sein. 

Anzumerken ist noch, dass die Klägerin und Frau Rösler Schwestern sind. 

 

Der Beklagte behauptet, Frau Rösler habe ihm am 15.12.2008 die Forderung aus der 

notariellen Urkunde abgetreten. Ob dies zutrifft, entzieht sich der Kenntnis der Klägerin 

und muss deshalb bestritten werden. Gestützt auf diese angebliche Abtretung seiner 

Ehefrau ließ er die Vollstreckungsklausel am 30.07.2010 auf sich umschreiben. 

 

Beweis: Umschreibung der Vollstreckungsklausel durch den Notar Dr. Wacker, 

Koblenz, vom 30.07.2010 (Anlage K2) 

 

Bereits am 12.06.2008 war der Klägerin eine beglaubigte Abschrift des notariellen 

Schuldanerkenntnisses zugestellt worden. 

 

Die Zwangsvollstreckung aus der notariellen Urkunde vom 23.07.2007 ist indes 

unzulässig. Dies aus folgenden Gründen: 

 

1. Zum einen war die Unterwerfung unter die sofortige Zwangsvollstreckung 

unwirksam. 

 

Die Klägerin hatte damals noch persönlich den Darlehensvertrag mit Frau Rösler 

unterschrieben. Die weitere Abwicklung der für sie unangenehmen Geschäfte um die 

Darlehensaufnahme hatte sie dann jedoch ihrem Ehemann übergeben. Hierzu gehörte 

insbesondere die Abgabe des notariellen Schuldanerkenntnisses. Zu diesem Zweck 

hatte ihr der Zeuge Meisner eine Blankett-Vollmacht vorgelegt, die sie unterschreiben 



 4 

sollte, den Inhalt hatte er dann später eingefügt. Als der Zeuge ihr das 

Vollmachtsformular vorlegte, befanden sich darauf lediglich die Überschrift „Vollmacht“ 

und eine Unterschriftszeile, auf welche sie ihre Unterschrift setzte. Der Raum 

dazwischen war zu diesem Zeitpunkt frei. 

 

Beweis: a) Zeugnis des Ehemanns der Klägerin, Herrn Albert Meisner, zu laden über 

die Klägerin; 

 b) Kopie der vom Zeugen ausgefüllten Vollmacht (Anlage K3) 

 

Allerdings wies die Klägerin ihren Ehemann vor ihrer Unterschrift ausdrücklich darauf 

hin, dass die Vollmacht allein auf das Anerkenntnis der Schuld beschränkt sein sollte. 

Von einer Unterwerfung unter die Zwangsvollstreckung war keine Rede. Der Ehemann 

der Klägerin fügte diese Passage in die Vollmacht ohne Wissen und Billigung der 

Klägerin ein. 

 

Beweis: Zeugnis des Ehemanns der Klägerin, b. b. 

 

Die Klägerin vertraute ihrem Ehemann, außerdem war sie mit der gesamten Situation 

überfordert. 

 

Zwar enthält der von der Klägerin selbst abgeschlossene Darlehensvertrag die 

Verpflichtung der Klägerin zur Abgabe einer solchen Unterwerfungserklärung. Aus den 

oben genannten Gründen hat sie jedoch keine wirksame Erklärung in diese Richtung 

abgegeben. Das abredewidrige Ausfüllen der Vollmachtsurkunde durch ihren 

Ehemann ist der Klägerin nicht zuzurechnen. Dieser handelte somit ohne Vollmacht, 

als er die Unterwerfung unter die Zwangsvollstreckung vor dem Notar im Namen der 

Klägerin erklärte. Daher erklärte die Klägerin gegenüber Frau Rösler mit Schreiben 

vom 31.07.2007, dass sie die Vollmacht des Zeugen Meisner insoweit anfechte, als 

diese die Abgabe der Erklärung einer Unterwerfung unter die Zwangsvollstreckung 

beinhalte. Am gleichen Tag focht sie die Vollmacht des Zeugen Meisner diesem 

gegenüber an, ebenfalls im Hinblick auf die Abgabe der Unterwerfungserklärung. 

 

Beweis: Schreiben vom 31.07.2007 an Frau Rösler und den Zeugen Meisner 

(Anlagen K4 und K5) 

 

Seit diesem Zeitpunkt ist das Verhältnis der Parteien nachhaltig gestört. 

 

Darüber hinaus ist zweifelhaft, ob die Vollmacht den Formanforderungen genügt. 

 

2. Die Zwangsvollstreckung ist ferner deshalb unzulässig, weil es dem Beklagten an 

der Aktivlegitimation hinsichtlich der Forderung aus dem notariellen 

Schuldanerkenntnis fehlt. Mit Datum vom 07.06.2010 erwirkte die Klägerin gegen Frau 

Rösler beim Amtsgericht Koblenz einen Pfändungs- und Überweisungsbeschluss und 

ließ sich die – gegen sie selbst bestehende – Forderung zur Einziehung überweisen, 



 5 

so dass Frau Rösler diese nicht mehr an den Beklagten abtreten konnte. Wie weiter 

unten noch näher ausgeführt werden wird, ist zu bestreiten, dass Frau Rösler diese 

Forderung bereits zuvor an den Beklagten abgetreten hatte. Der Pfändungs- und 

Überweisungsbeschluss wurde der Klägerin sowie Frau Rösler am 10.06.2010 

zugestellt. 

 

Beweis: Pfändungs- und Überweisungsbeschluss vom 07.06.2010 (Anlage K6) 

 

Hintergrund ist folgendes Geschehen: 

 

Trotz der bestehenden Unstimmigkeiten hatte die Klägerin im Februar 2009 ihrer 

Schwester, Frau Rösler, ihren gebrauchten BMW für 10.000 € verkauft. Diesen Betrag 

hat Frau Rösler jedoch nie beglichen, sondern hat sich darauf berufen, es habe sich 

um ein Geschenk der Klägerin gehandelt. Es kam daraufhin zwischen den beiden 

Schwestern zum Prozess vor dem Landgericht Koblenz (AZ: 4 O 222/09), welches 

Frau Rösler mit Urteil vom 11.12.2009 verurteilte, an die Klägerin die geforderten 

10.000,00 € zu bezahlen, da es sich um einen Kaufvertrag und keine Schenkung 

gehandelt habe. Das Urteil ist rechtskräftig, Frau Rösler hat kein Rechtsmittel 

eingelegt. 

 

Beweis: Beiziehung der Akte des Landgerichts Koblenz, 4 O 222/09 

 

Aufgrund dieses Titels beantragte die Klägerin dann den Pfändungs- und 

Überweisungsbeschluss beim Amtsgericht Koblenz, pfändete die Forderung aus dem 

notariellen Schuldanerkenntnis und ließ sie sich zur Einziehung überweisen. Die Folge 

davon ist, dass Frau Rösler an einer Verfügung über die Forderung gegen die Klägerin 

gehindert war. 

 

Der Beklagte hat außergerichtlich zwar vorgebracht, die Abtretung der 

Darlehensforderung durch Frau Rösler an ihn sei vor dem Erlass des Pfändungs- und 

Überweisungsbeschlusses erfolgt. Nach Ansicht der Klägerin ist die Abtretung 

zwischen Frau Rösler und dem Beklagten jedoch nicht – wie in der 

Abtretungserklärung ausgewiesen – am 15.12.2008 erfolgt. Es ist vielmehr davon 

auszugehen, dass die Abtretung erst erfolgte, nachdem Frau Rösler und der Beklagte 

erkannten, dass der Klägerin ein Gegenanspruch zusteht, aus welchem sie Rechte 

gegen die Forderung aus dem notariellen Schuldanerkenntnis vom 23.07.2007 

herleiten könnte. 

 

Beweis (unter Verwahrung gegen die Beweislast): Zeugnis der Frau Gisela Rösler, 

zu laden über den Beklagten 

 

Die Beweislast für die Behauptung, die Abtretung sei am 15.12.2008 erfolgt und nicht 

später, trifft dabei den Beklagten. 
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Mit Schreiben vom 17.03.2011 verlangte der Beklagte von der Klägerin Zahlung der 

notariell anerkannten Darlehensverbindlichkeit und drohte, er werde anderenfalls die 

Zwangsvollstreckung aus dem auf ihn umgeschriebenen Titel betreiben. 

 

Beweis: Schreiben des Beklagten vom 17.03.2011 (Anlage K7) 

 

Erst bei dieser Gelegenheit erfuhr die Klägerin, dass Frau Rösler dem Beklagten die 

Forderungen aus dem notariellen Schuldanerkenntnis abgetreten haben soll. Vorher 

war der Klägerin von einer Abtretung an den Beklagten nichts bekannt gewesen und 

sie war davon ausgegangen, dass Gläubigerin allein Frau Rösler sei. 

 

3. Sollte das Gericht wider Erwarten von einer Aktivlegitimation des Beklagten 

ausgehen, so ist die Zwangsvollstreckung ferner deshalb unzulässig, weil der Klägerin 

– wie oben dargelegt – ein Gegenanspruch in Höhe von 10.000,00 € gegen die 

Ehefrau des Beklagten aus dem dargelegten Kaufgeschäft hinsichtlich des BMW 

zusteht, mit welchem nunmehr diesem gegenüber die Aufrechnung gegen die 

Forderung aus dem notariellen Schuldanerkenntnis erklärt wird. 

 

Nach alledem muss die Klage Erfolg haben. 

 

 

Böller 

Rechtsanwalt 

 

 

 

 

 

 

Hinweis: Mit Verfügung vom 21.12.2011 ordnete das Gericht das schriftliche 

Vorverfahren gemäß § 276 ZPO an und setzte dem Beklagten neben der Frist zur 

Verteidigungsanzeige eine Frist zur schriftlichen Klageerwiderung von weiteren drei 

Wochen. Die Klageschrift sowie die Verfügung vom 21.12.2011 wurden dem 

Prozessbevollmächtigten des Beklagten am 23.12.2011 ordnungsgemäß zugestellt. 

 

Mit Schriftsatz vom 04.01.2012, der am 05.01.2012 bei Gericht einging, zeigte der 

Prozessbevollmächtigte des Beklagten dessen Verteidigungsbereitschaft an. 
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Anlage K3 
 
 

Vollmacht 
 
 
Hiermit erteile ich, Katharina Meisner, Wallstraße 19, 55122 

Mainz, Herrn Albert Meisner, ebenda, Vollmacht mit dem folgenden 

Umfang: 

 

1. Die Vollmacht erstreckt sich auf die Vornahme aller 

Rechtsgeschäfte, Rechtshandlungen und Maßnahmen, insbesondere 

die Abgabe und Entgegennahme von Willenserklärungen, welche für 

den Erhalt und die Absicherung eines Darlehens von Frau Gisela 

Rösler, Koblenz, erforderlich und zweckmäßig sind. 

 

2. Hierzu zählen insbesondere die folgenden 

Maßnahmen/Rechtshandlungen: 

 

a) […] 

 

b) die Übernahme der persönlichen Haftung der Vollmachtgeberin 

für die Zahlung eines Geldbetrages, dessen Höhe dem 

Darlehensbetrag entspricht in Gestalt eines notariellen 

Schuldanerkenntnisses mit Unterwerfung unter die 

Zwangsvollstreckung; 

 
[…] 

 
 
 

Katharina Meisner 
……………………………………………………. 
Katharina Meisner (Vollmachtgeberin) 
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Löhrstraße 70 
56068 Koblenz 
Tel:  0261/ 52 8 – 0 
Fax: 0261/ 52 8 – 20 
Ackermann@web.de 

  
 

FRANZ ACKERMANN 
R E C H T S A N W A L T  

 
 
 
 
 
 

Landgericht Mainz 

Diether-von-Isenburg-Straße 

55116 Mainz 

 

 

In Sachen 

 

Meisner gegen Rösler 

 

AZ: 4 O 452/11 
 

 

nehme ich Bezug auf die Verteidigungsanzeige vom 04.01.2012 und beantrage namens 

und in Vollmacht des Beklagten 

 

 die Klage abzuweisen. 

 

 

B e g r ü n d u n g 
 

Die Klage hat keine Aussicht auf Erfolg. 

 

I. Soweit sich die Klägerin darauf beruft, die Unterwerfung unter die 

Zwangsvollstreckung in der notariellen Urkunde vom 23.07.2007 sei mangels 

wirksamer Vollmacht des Zeugen Meisner unwirksam, handelt es sich bereits nicht um 

einen zulässigen Einwand i. S. v. § 767 ZPO. Insoweit ist die Klage bereits unzulässig. 

 

II. Im Übrigen ist die Klage unbegründet. 

 

1. Die Unterwerfung unter die Zwangsvollstreckung in der notariellen Urkunde vom 

23.07.2007 war wirksam. Selbst wenn der Zeuge das Vollmachtsblankett abredewidrig 

ausgefüllt haben sollte, muss sich die Klägerin den Inhalt und damit das Handeln des 

Zeugen zurechnen lassen. Schließlich konnten weder die Zeugin Rösler noch der 

beurkundende Notar erkennen, dass der Inhalt der Vollmacht nicht dem Willen der 

Ihre Zeichen, Ihre Nachricht vom Unser Zeichen, unsere Nachricht vom Telefon, Name Datum 

 3/11-M/S  27.01.2012 
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Klägerin entsprach. Insoweit kann die Klägerin die Vollmacht auch nicht anfechten. Die 

Klägerin vergisst darüber hinaus, dass sie sich vertraglich verpflichtet hat, eine 

Unterwerfungserklärung abzugeben. Wenn sie sich nun auf eine Unwirksamkeit der 

Unterwerfungserklärung beruft, ist dieses Verhalten widersprüchlich! 

 

2. Der Beklagte ist hinsichtlich der Forderung aus dem notariellen Schuldanerkenntnis 

auch aktivlegitimiert. Seine Ehefrau, die Zeugin Rösler, hat ihm die ihr gegen die 

Klägerin zustehende Forderung bereits mit Vereinbarung vom 15.12.2008 wirksam 

abgetreten. 

 

Beweis: Zeugnis der Frau Gisela Rösler, zu laden über den Beklagten. 

 

Der Pfändungs- und Überweisungsbeschluss des Amtsgerichts Koblenz vom 

07.06.2010 ist mithin zu Unrecht ergangen und unwirksam. 

 

Auf das Schärfste zurückzuweisen ist die unsubstantiierte Behauptung der Klägerseite, 

die Abtretung der notariell beurkundeten Forderung durch die Zeugin Rösler an den 

Beklagten sei erst später erfolgt und auf den 15.12.2008 zurückdatiert worden. Die 

Vereinbarung des Beklagten mit der Zeugin Rösler stellt eine Urkunde dar, die die 

Vermutung der Vollständigkeit und Richtigkeit für sich hat. Die Klägerin will doch wohl 

nicht allen Ernstes behaupten, es handle sich um eine Fälschung. 

 

Beweis: Vereinbarung vom 15.12.2008 (Anlage B1) 

 

Darüber hinaus ist die Pfändung der Forderung aus dem notariellen Schuldanerkenntnis 

schon deshalb unwirksam, weil eine Pfändung von Forderungen des Schuldners gegen 

den Gläubiger durch diesen selbst von der ZPO nicht vorgesehen ist. Es fehlt der 

Klägerin insoweit an einem Rechtsschutzbedürfnis, da sie ohne Weiteres die 

Aufrechnung hätte erklären können, was der einfachere Weg gewesen wäre. 

 

3. Was die Aufrechnung mit einer Forderung angeht, welche der Klägerin angeblich 

gegen die Zeugin Rösler aus einem Autoverkauf zusteht, ist folgendes zu sagen: Sofern 

sich die Klägerin überhaupt gegenüber dem Beklagten auf diese Forderung berufen 

kann, so ist das Bestehen der Forderung zu bestreiten. Bei dem der Übereignung des 

BMW an die Zeugin Rösler zugrunde liegenden Rechtsgeschäft handelte es sich 

keinesfalls um einen Kauf, sondern eine Schenkung. Dem steht die Rechtskraft des 

Urteils des Landgericht Koblenz vom 11.12.2009 nicht entgegen. Der Beklagte war 

nicht Partei dieses Rechtsstreits, so dass es ihm nicht verwehrt ist, nun zu bestreiten, 

dass die Klägerin und die Zeugin Rösler seinerzeit einen Kaufvertrag geschlossen 

haben. 

 

Beweis: Zeugnis der Frau Gisela Rösler, b. b. 
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Die Zeugin Rösler hat damals den Rechtsstreit vor dem Landgericht Koblenz nachlässig 

geführt. Es wäre unbillig, müsste sich der Beklagte dies nun zurechnen lassen. 

 

Die vorangegangenen Ausführungen machen deutlich, dass die Klage keinen Erfolg 

haben kann und abzuweisen ist. 

 

Ackermann 
Rechtsanwalt 
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Anlage B1 
 
 

Abtretung 
 

der Forderung aus dem notariellen Schuldanerkenntnis vom 23.07.2007 (Notar Dr. 

Wilhelm Wacker, Koblenz) an Herrn Christian Rösler, Löhrstraße 9, 56068 Koblenz in 

Höhe von 10.000,00 €. 

 

Ziffer I: 

 

[…] 

 

Hinweis: Vom Abdruck der Ziffer I wurde abgesehen. Diese ist für die Bearbeitung 

ohne Bedeutung. 

 

Ziffer II: 

 

Auf der Grundlage der Ziffer I dieser Abtretung wird zwischen Frau Gisela Rösler und 

Herrn Christian Rösler die Abtretung der Forderung aus dem o. g. Schuldanerkenntnis 

gegen Frau Katharina Meisner vereinbart. 

Frau Gisela Rösler tritt diese Forderung an Herrn Christian Rösler ab, der diese 

Abtretung hiermit ausdrücklich annimmt. 

 

 

Koblenz, den 15.12.2008 

 

 

Gisela Rösler            C. Rösler 
Gisela Rösler            Christian Rösler 
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Dr. Böller & Partner 
Rechtsanwälte 

 

 
Rechtsanwälte Dr. Böller & Partner, Große Bleiche 25, 55116 Mainz 

Landgericht Mainz 
Diether-von-Isenburg-Straße 
55116 Mainz 
 
 
 
 
 
17.02.2012 
 
 
 
 

 
In dem Rechtsstreit 

 

Meisner gegen Rösler 

 

- 4 O 452/11 -  

 

nehmen wir zur Klageerwiderung vom 27.01.2012 wie folgt Stellung: 

 

I. Die Klage ist in vollem Umfange zulässig. Der Klägerin muss es möglich sein, sich 

gegen eine unwirksame Unterwerfung unter die Zwangsvollstreckung zu wehren. Dies 

kann nur über eine Vollstreckungsgegenklage erfolgen. 

 

II. Die Klage ist auch begründet. 

 

1. Die Unterwerfung unter die Zwangsvollstreckung ist mangels wirksamer Vollmacht 

des Zeugen Meisner unwirksam. Entsprechender Beweis ist angeboten, zur 

Vermeidung von Wiederholungen darf insoweit auf die Klageschrift verwiesen werden. 

 

2. Die Klägerin bleibt bei ihrer Ansicht, dass die Abtretung vom 15.12.2008 

zurückdatiert wurde. Insoweit möge das Gericht ggf. Beweis erheben. 

 

Rechtlich unerheblich ist der Einwand des Beklagten, der Klägerin habe es an einem 

Rechtsschutzbedürfnis hinsichtlich der Pfändung der Forderung aus dem notariellen 

Schuldanerkenntnis gefehlt. 

 

3. Nicht nachvollziehbar ist ferner die Behauptung des Beklagten, das Urteil des 

Landgerichts Koblenz vom 11.12.2009 entfalte keine Rechtskraft zwischen den 

Parteien. Der Beklagte ist Rechtsnachfolger der Zeugin Rösler. Für eine Erstreckung 

Dr .  Max  Böl le r  
Rechtsanwalt 
 

Fr i t z  Jansen  
Rechtsanwalt 
Fachanwalt für Arbeitsrecht 
 

Ani t a  Böl le r  
Rechtsanwältin 
Fachanwältin für Familienrecht 
 

Große Bleiche 25  
55116 Mainz 
Tel: 06131 / 123 456 
Fax: 06131 / 123 457 
E-Mail: kanzlei@rae-boeller.com 
 

Bankverbindung: 
Deutsche Bank Mainz 
BLZ:  455 544 45 
Kto.nr.:  123 456 78 

mailto:kanzlei@rae-boeller.com
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der Rechtskraft in Fällen wie diesem spricht zumindest der Rechtsgedanke des § 407 

Abs. 2 BGB. 

 

Der Klage ist demnach stattzugeben. 

 

 

Böller 

Rechtsanwalt 

 

Hinweis: Der Vorsitzende Richter am Landgericht Sartorius bestimmte mit Verfügung 

vom 22.02.2012 Termin zur Güteverhandlung und ggf. anschließenden Haupttermin 

auf den 15.03.2012. Zu diesem Termin wurde die Zeugin Rösler ordnungsgemäß 

geladen. Beweisthema ist die Frage, ob und wann eine Abtretung der von der Klägerin 

anerkannten Darlehensforderung an den Beklagten erfolgt ist. 
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Öffentliche Sitzung                    Mainz, den 15.03.2012 

4 O 452/11 

 

 

 

Landgericht Mainz 

Protokoll 

Gegenwärtig:  

Vorsitzender Richter am Landgericht Sartorius als Vorsitzender 

Richterin am Landgericht Braun 

Richter Ocker 

- ohne Protokollführer -   

Der Inhalt des Protokolls wurde vorläufig auf einem Tonaufnahmegerät aufgezeichnet und nach der 

Sitzung hergestellt. 

In dem Rechtsstreit 

Meisner, Katharina          . / .    Rösler, Christian 
RAe Dr. Böller u. Koll.       RA Ackermann 
 
sind bei Aufruf erschienen: 
 

die Klägerin persönlich mit Rechtsanwalt Dr. Böller, 

der Beklagte persönlich mit Rechtsanwalt Ackermann, 

die Zeugin Rösler. 

 

Die Zeugin wird gemäß den gesetzlichen Bestimmungen belehrt und verlässt sodann 

den Sitzungssaal. 

 

Der Sach- und Streitstand wird im Rahmen der Güteverhandlung mit den Parteien 

erörtert. 

 

Der Beklagte legt das Original der Abtretungsvereinbarung vom 15.12.2008 vor, das 

von der Klägerin und deren Prozessbevollmächtigten nach Verlesung durch das 

Gericht eingesehen wird. 

 

Auf Frage des Gerichts erklärt die Klägerin, sie bestreite nicht, dass die sich unter dem 

Dokument befindlichen Unterschriften die des Beklagten und der Zeugin Rösler sind. 

Sie gehe lediglich davon aus, dass die Vereinbarung erst später zustande gekommen 

und dann auf den 15.12.2008 zurückdatiert worden sei. 
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Eine gütliche Einigung kommt nicht zustande, es wird in das streitige Verfahren 

eingetreten. 

 

Der Klägervertreter stellt die Anträge aus der Klageschrift vom 20.12.2011. Der 

Beklagtenvertreter beantragt, die Klage abzuweisen. 

 

b.u.v.: 

Die geladene Zeugin soll zu den in ihr Wissen gestellten Tatsachen vernommen 

werden. 

 

Die Zeugin Rösler wird hereingerufen und vernommen wie folgt: 

 

Zur Person: 

Gisela Rösler, 49 Jahre alt, Hausfrau, wohnhaft in der Löhrstraße 9, 56068 Koblenz, 

Ehefrau des Beklagten. 

 

Die Zeugin wird über ihr Zeugnisverweigerungsrecht belehrt, sie ist aussagebereit. 

 

Zur Sache: 

Ich kann mich noch sehr gut an die Geschehnisse erinnern, die mit den diversen 

Streitigkeiten mit meiner Schwester, der Klägerin, zu tun haben. Das ist doch wohl 

verständlich bei dem ganzen Ärger in der Familie, der mich jetzt schon seit Jahren 

verfolgt und belastet. 

 

Die Darlehensforderung, die der Ehemann meiner Schwester beim Notar für diese im 

Jahr 2007 anerkannt hat, habe ich am 15.12.2008 an den Beklagten abgetreten, so 

wie es auf dem Ihnen vorliegenden Schriftstück vermerkt ist. Zu diesem Zeitpunkt 

zeichneten sich die ersten ernsthaften Streitigkeiten zwischen meiner Schwester und 

mir ab, da diese nicht daran dachte, das Darlehen zurückzuzahlen, und immer neue 

Ausflüchte suchte. Bereits kurz nach der Auszahlung des Darlehens an sie hat sie 

nach Wegen gesucht, um die Rückzahlung hinauszuzögern. Da ich Streit nicht 

vertragen kann – insbesondere Streit in der Familie nicht –, habe ich die Forderung an 

meinen Ehemann abgetreten, damit sich dieser mit der Klägerin auseinandersetzt. Ich 

wollte damit nichts zu tun haben. 

 

Auf Nachfrage: 

Es war der Einfall meines Ehemannes, des Beklagten, dass ich die Forderung an ihn 

abtreten sollte, damit er sich um die Geltendmachung gegenüber der Klägerin 

kümmern konnte. Eine Gegenleistung für die Übertragung der Gegenforderung habe 

ich nicht verlangt, ich war froh, dass er mir die Arbeit abgenommen hat. Das Gespräch, 

das zu der Abtretung der Darlehensforderung führte, haben wir kurz vor Weihnachten 

2008 geführt, die Abtretung haben wir dann am 15.12.2008 aufgesetzt. Ich weiß das 

noch, weil um diese Zeit herum auch noch unser Auto seinen Geist aufgab und wir uns 

nach einem Ersatz umsehen mussten. Bei einem weihnachtlichen Familientreffen 
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erfuhren wir dann, dass die Klägerin ihren BMW loswerden wollte, um Kosten zu 

sparen. Aber das ist eine andere Geschichte, die mir allerdings bestätigte, dass es 

richtig war, die ganze Angelegenheit in die Hände meines Mannes zu legen. 

 

Auf Nachfrage: 

Die Unterstellung, mein Mann und ich hätten den Abtretungsvertrag zurückdatiert, um 

eine Pfändung der Forderung durch die Klägerin zu verhindern, ist eine Frechheit. 

Wenn ich ehrlich bin, verstehe ich als Nichtjuristin gar nicht, was das eine mit dem 

anderen zu tun hat. 

Selbstverständlich würde ich auch beschwören, dass die Abtretung der 

Darlehensforderung am 15.12.2008 vorgenommen worden ist. 

 

Laut diktiert und genehmigt, auf erneutes Vorspielen wird allseits verzichtet. Anträge 

auf Vereidigung der Zeugin werden nicht gestellt. 

Sodann wird die Zeugin um 11.50 Uhr entlassen. 

 

Die Sach- und Rechtslage wird nach Durchführung der Beweisaufnahme unter 

Bezugnahme auf die eingangs gestellten Anträge erneut erörtert. 

 

b.u.v. 

Termin zur Verkündung einer Entscheidung wird bestimmt auf  

 

Donnerstag, den 05.04.2012, 9 Uhr, Saal 107. 

 
 

Sartorius 
(Vorsitzender Richter am Landgericht)  
 
 
 Für die Richtigkeit der Übertragung vom  

Tonträger: 

       Pötzl  
(Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle) 
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Bearbeitungsvermerk: 

1. Die Entscheidung des Gerichts ist zu entwerfen. Von den in der ZPO vorgesehenen 
Möglichkeiten, den Tatbestand und/oder die Entscheidungsgründe wegzulassen, 
ist kein Gebrauch zu machen. Der Streitwert ist nicht festzusetzen.  

 
2. Zeitpunkt der Bearbeitung ist der 05.04.2012. 
 
3. Es ist auf alle im Sachverhalt aufgeworfenen Rechtsfragen – gegebenenfalls 

hilfsgutachtlich – einzugehen. 
 

Vorschriften nach dem Anfechtungsgesetz (AnfG) sind nicht zu prüfen. 
 
4. Koblenz liegt im Bezirk des Amtsgerichts, des Landgerichts und des 

Oberlandesgerichts Koblenz. Mainz liegt im Bezirk des Amtsgerichts und des 
Landgerichts Mainz sowie des Oberlandesgerichts Koblenz. 

 
5. Die Formalien (Ladungen, Zustellungen, Unterschriften, Siegel, Vollmachten etc.) 

und das Verfahren sind in Ordnung, soweit sich aus der Akte nicht ausdrücklich 
etwas anderes ergibt.  

 
6. Nicht abgedruckte Passagen und Bestandteile der Akte sind für die Bearbeitung 

ohne Belang. Soweit in den Schriftsätzen erwähnte Anlagen nicht oder nicht 
vollständig abgedruckt wurden, ist davon auszugehen, dass sie vollständig 
beigefügt waren. 

 
7. Werden in einzelnen Punkten gerichtliche Auflagen, Hinweise, richterliche 

Aufklärung oder eine Beweisaufnahme für erforderlich gehalten, so ist dies zu 
erörtern, sodann jedoch zu unterstellen, dass entsprechende Maßnahmen 
durchgeführt wurden, aber ohne Erfolg geblieben sind. 

 
8. Der Bearbeitung ist die Rechtslage auf dem Stand der in der Ladung angegebenen 

Hilfsmittel zugrunde zu legen. Übergangsvorschriften sind nicht zu prüfen. 
 
9. Der von Ihnen benutzte Aufgabentext wird nicht zu den Prüfungsunterlagen 

genommen. Anmerkungen, Bezugnahmen und Verweisungen, die nur durch 
Einsicht in das von Ihnen verwendete Exemplar des Aufgabentextes verständlich 
werden, verbieten sich deshalb. 

 


